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Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung

Hiermit laden wir unsere Aktionare zu der am
Montag, den 25. Juni 2018, ab 10.00 Uhr,
im

FLEMING’S Selection Hotel Frankfurt-City
Eschenheimer Tor 2, 60318 Frankfurt am Main

stattfindenden diesjéhrigen ordentlichen Hauptversammlung ein.
Gegenstand der Hauptversammlung wird sein die folgende
Tagesordnung
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses nebst Lagebericht fir das Ge-
schéaftsjahr 2017 und des Berichts des Aufsichtsrats
Zu Tagesordnungspunkt 1 ist eine Beschlussfassung nicht erforderlich. Der Aufsichts-
rat hat den Jahresabschluss gemaRd § 172 AktG bereits gebilligt und der Jahresab-
schluss ist damit festgestellt.

2. Beschlussfassung uber die Entlastung der Mitglieder des Vorstands fir das
Geschaftsjahr 2017

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands fir das Ge-
schéftsjahr 2017 Entlastung zu erteilen.

3. Beschlussfassung uber die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats fur das
Geschaftsjahr 2017

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats fur das
Geschaftsjahr 2017 Entlastung zu erteilen.



Wahl des Abschlussprifers fir das Geschéftsjahr 2018

Der Aufsichtsrat schlagt vor, die AIOS GmbH Wirtschaftsprifungsgesellschaft Steu-
erberatungsgesellschaft mit Sitz in Berlin, zum Abschlussprifer fir das Geschaftsjahr
2018 zu wahlen.

Beschlussfassung Uber die Verlangerung der Frist zur Durchfiihrung der Kapi-
talerhdhung gemal Beschluss der Hauptversammlung vom 5. Januar 2018 zu
Tagesordnungspunkt 3 lit. f) Satz 1

Am 5. Januar 2018 hat die auRerordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft un-
ter Tagesordnungspunkt 3 eine Kapitalerhhung gegen Bareinlagen um bis zu
EUR 4.961.000,00 beschlossen. Die Hauptversammlung hat in ihrem Beschluss vom
5. Januar 2018 eine — aktienrechtlich gebotene — Frist von sechs Monaten fiir die
Durchfihrung der Kapitalerhbhung gesetzt. Diese am 5. Juli 2018 ablaufende Frist
kann wegen Verzégerungen bei der Vorbereitung der MalRnahmen, die zur Durchflh-
rung der Barkapitalerhéhung und des geplanten 6ffentlichen Bezugsangebots erfor-
derlich sind, insbesondere bei der Erstellung des Wertpapierprospektes, moglicher-
weise nicht eingehalten werden.

Vorstand und Aufsichtsrat haben daher beschlossen, der ordentlichen Hauptver-
sammlung vorsorglich eine Verlangerung dieser Frist um sechs Monate ab dem Tag
dieser Hauptversammlung vorzuschlagen. Die Frist fur die Durchfiihrung der Kapital-
erhdéhung soll mithin bis zum 25. Dezember 2018 laufen.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Die Frist zur Durchfihrung der Kapitalerhbhung gemafl Beschluss der
Hauptversammlung vom 5. Januar 2018 zu Tagesordnungspunkt 3 lit. f) Satz
1 wird um sechs Monate ab dem Tag dieser Hauptversammlung verlangert
und lauft mithin bis zum 25. Dezember 2018. Alle anderen Inhalte der Kapi-
talerhéhung wie sie von der Hauptversammlung beschlossen und teilweise
schon von dem Vorstand und dem Aufsichtsrat konkretisiert wurden, bleiben
bestehen. Das heildt insbesondere, dass eine Kapitalerhbhung um bis zu
EUR 4.961.000,00 durch Ausgabe der gleichen Anzahl der Aktien beschlos-
sen wird zu einem Ausgabebetrag von EUR 1,00 je Aktie und einem Bezugs-
preis in gleicher Hohe, wobei hier aufgrund einer Zeichnung der Grol3aktio-
narin bereits eine erste Tranche in Hohe von EUR 2.088.410,00 durchgefuhrt
wurde und die restlichen Aktien den Aktiondren im Wege des mittelbaren
Bezugsrechts angeboten werden unter der Berlicksichtigung dessen, dass
die Aktien der GroRRaktionarin, fir die bereits das Bezugsrecht ausgeuibt
wurde, nicht noch einmal ein Bezugsrecht erhalten sollen. Es erfolgt also
keine Anderung gegeniiber den bisherigen Beschliissen auRRer der Frist.



b) Lit. f) Satz 1 des Beschlusses der Hauptversammlung vom 5. Januar 2018
zu Tagesordnungspunkt 3 wird daher wie folgt neu gefasst:

.Der Beschluss Uber die Erh6hung des Grundkapitals wird unwirksam, wenn
nicht bis zum 25. Dezember 2018 oder, sofern Anfechtungsklagen gegen
den Hauptversammlungsbeschluss vom 25. Juni 2018 erhoben werden, in-
nerhalb von sechs Monaten nachdem die entsprechenden Gerichtsverfahren
rechtskréaftig beendet wurden bzw., sofern ein Freigabebeschluss nach §
246a AktG ergeht, innerhalb von sechs Monaten nach diesem Beschluss
500.000 neue Stickaktien gezeichnet sind und die Kapitalerh6hung insoweit
durchgeflihrt wurde.”

Beschlussfassung tber die Aufhebung der Erméachtigung zur Ausgabe von Op-
tions- und/oder Wandelschuldverschreibungen und zum Ausschluss des Be-
zugsrechts gemal den Vorgaben des Beschlusses der Hauptversammlung vom
24. April 2015 sowie Uber eine neue Ermachtigung zur Ausgabe von Wandel-
schuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genussrechten
mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) sowie zum Ausschluss des
Bezugsrechts

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 24. April 2015 (Ta-
gesordnungspunkt 6) ermachtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 23. April
2020 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/oder den Namen lautende Opti-
ons- und/oder Wandelschuldverschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR
50.000.000,00 mit einer Laufzeit von langstens 20 Jahren auszugeben und den Inha-
bern von Optionsanleihen Optionsrechte bzw. den Inhabern von Wandelschuldver-
schreibungen Wandlungsrechte auf insgesamt bis zu 820.000 auf den Inhaber lau-
tende Stlickaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals
von insgesamt bis zu EUR 820.000,00 nach naherer Mal3gabe der Options- bzw.
Wandelanleihebedingungen zu gewahren.

Von der Erméachtigung wurde bislang keinen Gebrauch gemacht.

Um der Gesellschaft groRtmdgliche Flexibilitdt einzuraumen, soll die Ermachtigung
zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen und zum Aus-
schluss des Bezugsrechts gemal den Vorgaben des Beschlusses der Hauptver-
sammlung vom 24. April 2015 aufgehoben und durch eine neue Erméachtigung zur
Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und
Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) sowie zum Aus-
schluss des Bezugsrechts ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlisse zu fassen:



b)

d)

Aufhebung der bestehenden Erméchtigung

Die in der Hauptversammlung vom 24. April 2015 unter Tagesordnungs-
punkt 6 beschlossene Ermachtigung zur Ausgabe von Options- und/oder
Wandelschuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts wird
aufgehoben.

Volumen

Der Vorstand wird erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 24.
Juni 2023 einmalig oder mehrfach Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen oder Genussrechte mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugs-
rechten (gemeinsam nachfolgend auch ,Schuldverschreibungen® ge-
nannt) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00 zu begeben.
Den Inhabern der im vorhergehenden Satz genannten Schuldverschreibun-
gen kénnen Wandlungs- oder Bezugsrechte auf bis zu 2.284.455 auf den
Inhaber lautende Stlickaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag
am Grundkapital in Hohe von insgesamt bis zu EUR 2.284.455,00 gewahrt
werden. Die Wandlungs- und Bezugsrechte kdnnen aus einem in dieser oder
kunftigen Hauptversammlungen zu beschlieBenden bedingten Kapital, aus
bestehendem oder kinftigem genehmigten Kapital und/oder aus Barkapital-
erhéhung und/oder aus bestehenden Aktien bedient werden und/oder einen
Barausgleich anstelle der Lieferung von Aktien vorsehen.

Gegenleistung

Die Schuldverschreibungen kénnen gegen Barleistungen und auch gegen
Sachleistungen begeben werden, sofern der Wert der Sachleistung den Aus-
gabepreis erreicht. Die Schuldverschreibungen kénnen ferner unter Beach-
tung des zulassigen maximalen Gesamtnennbetrages auf3er in Euro auch in
der gesetzlichen Wéahrung eines OECD-Landes begeben werden.

Laufzeit

Die Laufzeit der Schuldverschreibungen oder der Zeitraum bis zur ersten
Kindigungsmdoglichkeit fur die Gesellschaft darf langstens 20 Jahre betra-
gen.

Ausgabe durch Konzerngesellschaft

Die Schuldverschreibungen kénnen auch durch eine Konzerngesellschaft
der Northern Bitcoin AG im Sinne von 8 18 AktG ausgegeben werden, an
der die Northern Bitcoin AG unmittelbar oder mittelbar mit mindestens 75 %
beteiligt ist; fur diesen Fall wird der Vorstand ermdachtigt, mit Zustimmung



f)

g9)

des Aufsichtsrats fur die Gesellschaft die Garantie fir die jeweiligen Wandel-
und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die Genussrechte zu
Ubernehmen und den Inhabern von Options- und/oder Wandelschuldver-
schreibungen oder Genussrechten Options- bzw. Wandlungsrechte auf Ak-
tien der Gesellschaft zu gewahren.

Bezugsrecht

Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionaren ein ge-
setzliches Bezugsrecht zu, sofern nicht das Bezugsrecht gemal den nach-
folgenden Regelungen ausgeschlossen wird. Werden die Schuldverschrei-
bungen von einer Konzerngesellschaft ausgegeben wie vorstehend unter
lit. ) beschrieben, so ist die Gesellschaft verpflichtet, die Gewahrung des
gesetzlichen Bezugsrechts an die Aktionare sicher zu stellen, sofern nicht
das Bezugsrecht gemaR den nachfolgenden Regelungen ausgeschlossen
wird. Die Schuldverschreibungen kénnen auch einem Emissionsmittler mit
der Verpflichtung angeboten werden, sie den Aktionaren zum Bezug anzu-
bieten.

Bezugsrechtsausschluss

Der Vorstand ist ermé&chtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht der Aktionére auszuschliel3en,

()  um Spitzenbetrdge vom Bezugsrecht auszunehmen;

(i)  um die Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die
Genussrechte, die mit einem Wandlungs- oder Bezugsrecht versehen
sind, einzelnen Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit unter ent-
sprechender Beachtung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Anteil der
aufgrund dieser Schuldverschreibungen auszugebenden Aktien 10 %
des bei Wirksamwerden dieser Ermachtigung und bei der Beschluss-
fassung Uber die Ausiibung der Erméachtigung vorhandenen Grundka-
pitals nicht tibersteigt und der Ausgabepreis der Schuldverschreibun-
gen den nach anerkannten Methoden der Finanzmathematik ermittel-
ten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesent-
lich unterschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der
Betrag anzurechnen, der auf Aktien entféllt, die aufgrund einer anderen
entsprechenden Erméchtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in
unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz
4 AktG ausgegeben beziehungsweise verdufRert werden, soweit eine
derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist;



h)

(i) um die Genussrechte ohne Wandlungs- oder Bezugsrecht einzelnen
Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit der Ausgabepreis den
nach anerkannten Methoden der Finanzmathematik ermittelten theo-
retischen Marktwert der Genussrechte nicht wesentlich unterschreitet
und soweit die Genussrechte lediglich obligationséhnlich ausgestaltet
sind, d. h. weder mitgliedschaftsdhnliche Rechte noch Wandlungs- o-
der Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft begriinden, keine Betei-
ligung am Liquidationserldés gewahren und sich die Hohe der Ausschiit-
tung nicht nach der Hohe des Jahresuberschusses, des Bilanzgewinns
oder der Dividende richtet;

(iv) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Umtausch- und/oder
Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder Konzernunternehmen
der Gesellschaft auf Aktien der Gesellschaft eingerdumt wurden, in
dem Umfang ein Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen, die nach
dieser Erméchtigung ausgegeben werden, zu gewahren, wie es ihnen
nach Ausubung ihres Wandlungs- oder Bezugsrechts beziehungs-
weise nach Erfilllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustiinde (Ver-
wasserungsschutz), oder

(v) soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, insbesondere
zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligun-
gen an Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten,
Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrech-
ten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wan-
delschuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten, bege-
ben werden und der Ausschluss des Bezugsrechts im Uberwiegenden
Interesse der Gesellschatft liegt.

Bezugspreis, Verwasserungsschutz

Bei Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genuss-
rechten mit Wandlungs- oder Bezugsrecht ist ein Umtausch- oder Bezugs-
verhéaltnis festzulegen. Das Umtauschverhaltnis ergibt sich aus der Division
des Nennbetrags einer einzelnen Schuldverschreibung durch den festge-
setzten Wandlungspreis fur eine Aktie. Das Umtauschverhéltnis kann sich
auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises
einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis flr eine
Aktie ergeben. Diese Regelungen gelten entsprechend fir das Bezugsver-
haltnis. Der jeweils festzusetzende Wandlungs-/Options- oder Bezugspreis
fur eine Aktie muss mindestens 80 % des durchschnittlichen Borsenkurses
der Aktie der Gesellschaft an den letzten 10 Bdrsenhandelstagen vor der
Beschlussfassung des Vorstandes lber die Ausgabe der Schuldverschrei-
bungen betragen.



Fur den Fall, dass die Gesellschaft wahrend der Laufzeit der nach dieser
Erméchtigung ausgegebenen Schuldverschreibungen unter Einrdumung ei-
nes Bezugsrechts an ihre Aktiondre das Grundkapital erhéht oder weitere
Schuldverschreibungen, einschlielich Gewinnschuldverschreibungen oder
Genussrechte, mit Umtausch- oder Bezugsrechten auf Aktien der Gesell-
schaft ausgibt, ohne dass zugleich auch den Inhabern der nach diesem Be-
schluss ausgegebenen und mit einem Umtausch- oder Bezugsrecht verse-
henen Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht eingeraumt wird, wie es
ihnen nach Ausiibung ihres Umtausch- oder Bezugsrechts zustehen wirde,
koénnen in den Ausgabebedingungen der Schuldverschreibungen insheson-
dere die nachfolgenden Regelungen vorgesehen werden (Verwasserungs-
schutzklausel):

(i) Kapitalerhohung gegen Einlagen und Gewéhrung von sonstigen
Bezugsrechten

Im Falle einer Kapitalerhdhung gegen Einlagen unter Gewé&hrung von
Bezugsrechten oder der Gewéhrung von sonstigen Bezugsrechten
wird der Wandlungspreis um den Bezugsrechtswert ermanigt.

Der ,Bezugsrechtswert” entspricht dabei (i) dem durchschnittlichen
Bdrsenkurs des den Aktiondren zustehenden Bezugsrechts an den
letzten 10 Bérsenhandelstagen der Bezugsrechte oder, soweit ein Bor-
senhandel mit Bezugsrechten nicht stattfindet, (i) dem von der in den
Ausgabebedingungen festgesetzten Wandlungsstelle oder Bezugs-
stelle nach finanzmathematischen Methoden ermittelten Wert des Be-
zugsrechts.

(i) Kapitalerhohung aus Gesellschaftsmitteln

Im Falle einer Kapitalerhhung aus Gesellschaftsmitteln erhéht sich
das zur Sicherung des Wandlungsrechts bestehende bedingte Kapital
im gleichen Verhaltnis wie das Grundkapital (§ 218 AktG). Den Anlei-
heglaubigern werden bei Austbung ihres Wandlungsrechts so viele
zusatzliche Aktien zur Verfligung gestellt, als hatten sie ihr Wandlungs-
recht zum Zeitpunkt der Kapitalerh6hung aus Gesellschaftsmitteln be-
reits ausgeubt. Bruchteile von Aktien, die in Folge einer Kapitalerho-
hung aus Gesellschaftsmitteln entstehen, werden bei der Austibung
des Wandlungsrechts nicht ausgeglichen.



(iii)  Aktiensplit

Falls sich die Anzahl der Aktien verandert, ohne dass sich das Grund-
kapital andert (Neueinteilung des Grundkapitals), gilt die in vorstehend
(ii) vorgesehene Regelung sinngemaf.

In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldver-
schreibung zu beziehenden Aktien den Ausgabepreis der Schuldverschrei-
bung nicht Ubersteigen.

i) Weitere Bedingungen der Schuldverschreibungen

Der Vorstand wird erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weite-
ren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen,
insbesondere Laufzeit, Ausgabe- und Auslbungszeitrdume sowie Kindi-
gung, Ausgabepreis der Schuldverschreibungen, Zinssatz, Stiickelung und
Anpassung des Bezugspreises und Begriindung einer Wandlungspflicht
festzusetzen.

Beschlussfassung uber die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2015/l sowie
Uber die Schaffung des Bedingten Kapitals 2018 samt entsprechender Sat-
zungsanderung

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 24. April 2015 wurde das Grundkapital
der Gesellschaft um bis zu EUR 820.000,00, eingeteilt in bis zu 820.000 auf den In-
haber lautende Stiickaktien, bedingt erhoht (Bedingtes Kapital 2015/11).

Um der Gesellschaft groRtmaogliche Flexibilitdt einzuraumen, soll das Bedingte Kapital
2015/11, auf das es keine bestehenden Bezugsrechte oder Umtauschrechte gibt, auf-
gehoben und durch ein neues Bedingtes Kapital 2018, welches ein gréReres Volumen
hat, ersetzt werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen:

a) Das Bedingte Kapital 2015/l gemal3 § 6.b. der Satzung der Gesellschaft wird
aufgehoben.
b) Das Grundkapital wird um bis zu EUR 2.284.455,00 durch Ausgabe von bis

zu 2.284.455 neuen, auf den Inhaber lautenden Stickaktien mit Gewinnbe-
rechtigung ab Beginn des Geschéftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhdht
(Bedingtes Kapital 2018). Die bedingte Kapitalerhhung dient der Bedienung
von Schuldverschreibungen, die aufgrund des Ermachtigungsbeschlusses
der Hauptversammlung vom 25. Juni 2018 unter Tagesordnungspunkt 6



ausgegeben werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhéhung nur insoweit
durchgefihrt, wie

() die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen
und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die
von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzernunternehmen
aufgrund des in der Hauptversammlung vom 25. Juni 2018 gefassten
Erméachtigungsbeschlusses bis zum 24. Juni 2023 ausgegeben wur-
den, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch machen und
die Gesellschaft sich entschliel3t, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte
aus diesem Bedingten Kapital 2018 zu bedienen, oder

(i)  die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Um-
tausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nach-
geordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Hauptversamme-
lung vom 25. Juni 2018 gefassten Ermachtigungsbeschlusses bis zum
24. Juni 2023 ausgegeben wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfillen
und die Gesellschaft sich entschlie3t, die Umtausch- bzw. Bezugs-
rechte aus diesem Bedingten Kapital 2018 zu bedienen.

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemaf den Vorgaben des Ermachtigungsbe-
schlusses der Hauptversammlung vom 25. Juni 2018 unter Tagesordnungs-
punkt 6, d.h. insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Bor-
senkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten 10 Bérsenhandelstagen
vor der Beschlussfassung des Vorstandes Uber die Ausgabe der Schuldver-
schreibungen unter Berticksichtigung von Anpassungen geman der im Be-
schluss der vorgenannten Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 6
lit. h) bestimmten Verwasserungsschutzregeln.

Der Aufsichtsrat wird erméachtigt, die Fassung der Satzung entsprechend
dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhbhung aus dem Bedingten Ka-
pital 2018 abzuandern.

8§ 6.b. der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:

,0.b. Bedingtes Kapital 2018

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 2.284.455,00 durch Ausgabe von bis zu
2.284.455 neuen, auf den Inhaber lautenden Stlickaktien mit Gewinnberech-
tigung ab Beginn des Geschaftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhoht (Be-
dingtes Kapital 2018). Die bedingte Kapitalerhéhung wird nur insoweit durch-
gefihrt, wie



() die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen
und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die
von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzernunternehmen
aufgrund des in der Hauptversammlung vom 25. Juni 2018 gefassten
Erméchtigungsbeschlusses bis zum 24. Juni 2023 ausgegeben wur-
den, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht Gebrauch machen und
die Gesellschaft sich entschliel3t, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte
aus diesem Bedingten Kapital 2018 zu bedienen, oder

(i)  die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Opti-
onsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Um-
tausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nach-
geordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der vom 25. Juni
2018 gefassten Ermachtigungsbeschlusses bis zum 24. Juni 2023
ausgegeben wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfillen und die Ge-
sellschaft sich entschlief3t, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus die-
sem Bedingten Kapital 2018 zu bedienen.

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemaf den Vorgaben des Ermachtigungsbe-
schlusses der Hauptversammlung vom 25. Juni 2018 unter Tagesordnungs-
punkt 6, d.h. insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Bor-
senkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten 10 Bérsenhandelstagen
vor der Beschlussfassung des Vorstandes Uber die Ausgabe der Schuldver-
schreibungen unter Berucksichtigung von Anpassungen gemalR der im Be-
schluss der vorgenannten Hauptversammlung unter Tagesordnungspunkt 6
lit. h) bestimmten Verwasserungsschutzregeln.

Der Aufsichtsrat ist ermachtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem
jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhhung aus dem Bedingten Kapital
2018 abzuandern.”

Beschlussfassung lUber die teilweise Aufhebung der Erméachtigung zur Gewah-
rung von Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft an Mitglieder des Vor-
stands und Arbeitnehmer der Gesellschaft sowie an Mitglieder der Geschafts-
fihrungen und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbundenen Unterneh-
men (Aktienoptionsprogramm 2015) gemaf den Vorgaben des Beschlusses der
Hauptversammlung vom 24. April 2015

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 24. April 2015 (Ta-
gesordnungspunkt 5) erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 23. April
2020 einmalig oder mehrmals Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft auszugeben,
die zum Bezug von bis zu 205.000 auf den Inhaber lautenden Stiickaktien der Gesell-
schaft nach MalRgabe des Beschlusses der Hauptversammlung vom 24. April 2015
berechtigen (Aktienoptionsprogramm 2015).



10.

Das Aktienoptionsprogramm 2015 bezieht sich auf Erfolgsziele der friheren Ge-
schaftstatigkeiten und passt daher nicht zur aktuellen Situation der Gesellschaft, da-
her soll von dieser Erméchtigung kein Gebrauch mehr gemacht werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die in der Hauptversammlung vom 24. April
2015 unter Tagesordnungspunkt 5 beschlossene Ermachtigung zur Gewéahrung von
Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft an Mitglieder des Vorstands und Arbeit-
nehmer der Gesellschaft sowie an Mitglieder der Geschéftsfuhrungen und Arbeitneh-
mer von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen soweit sie nicht ausgenutzt
wurden aufzuheben.

Beschlussfassung uber die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2015/l samt ent-
sprechender Satzungsanderung

Die Hauptversammlung vom 24. April 2015 (Tagesordnungspunkt 5) hat ein Beding-
tes Kapital 2015/1 geschaffen, das ausschlief3lich der Sicherung von Bezugsrechten,
die aufgrund der Ermachtigung der Hauptversammlung vom selben Tag im Rahmen
des Aktienoptionsprogramms 2015 in der Zeit bis einschliel3lich zum 23. April 2020
an Mitglieder des Vorstands und Arbeitnehmer der Gesellschaft sowie an Mitglieder
der Geschaftsfihrungen und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbundenen Un-
ternehmen ausgegeben werden.

Vorstand und Aufsichtsrat haben von dieser Ermachtigung teilweise Gebrauch ge-
macht. Samtliche Bezugsberechtigten haben zwischenzeitlich in entsprechenden
Verzichtsvereinbarungen auf ihre samtlichen Bezugsrechte und die Bezugsrechtsfor-
derungen verzichtet. Die Ermachtigung zur Ausgabe von Bezugsrechten aus dem
Aktienoptionsprogramm 2015 soll mit Beschluss zu Tagesordnungspunkt 8 aufgeho-
ben werden. Das Bedingte Kapital 2015/1, das ausschliefZlich der Sicherung von Be-
zugsrechten aus dem Aktienoptionsprogramm 2015 dient, wird daher nicht mehr be-
notigt und soll deshalb vollstdndig aufgehoben sowie die Satzung entsprechend an-
gepasst werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die folgenden Beschlisse zu fassen:

a) Das Bedingte Kapital 2015/I gemal3 § 6.a. der Satzung wird aufgehoben.

b) 8 6.a. der Satzung der Gesellschaft bleibt einstweilen frei.
Beschlussfassung tber die Aufhebung der Ermé&chtigung zum Erwerb und zur
Verwendung eigener Aktien gem. 8 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit der Moglichkeit zum
Ausschluss des Bezugs- und eines etwaigen Andienungsrechts sowie zur Ein-

ziehung eigener Aktien geméal den Vorgaben des Beschlusses der Hauptver-
sammlung vom 24. April 2015 sowie Uber eine neue Erméchtigung zum Erwerb



und zur Veraul3erung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs- und Andie-
nungsrechts der Aktionare

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 24. April 2015 (Ta-
gesordnungspunkt 7) erméchtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien der
Gesellschaft bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung beste-
henden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben.

Von der Erméachtigung wurde bislang keinen Gebrauch gemacht.

Um der Gesellschaft gré3tmdgliche Flexibilitat einzuraumen, soll die am 24. Ap-
ril 2015 beschlossene Ermachtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien
gem. 8 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG aufgehoben und durch eine neue, auf dem erhéhten
Grundkapital aufbauende Erméachtigung zum Erwerb und zur Veraul3erung eigener
Aktien unter Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts der Aktionadre ersetzt
werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die folgenden Beschliisse zu fassen:

a) Die bestehende Ermachtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Ak-
tien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit der Moglichkeit zum Ausschluss des
Bezugs- und eines etwaigen Andienungsrechts sowie zur Einziehung eige-
ner Aktien, die in der Hauptversammlung vom 24. April 2015 beschlossen
wurde, wird aufgehoben.

b) Die Gesellschaft wird gemanR § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermachtigt, eigene Ak-
tien in Hohe von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der
Hauptversammlung am 25. Juni 2018 zu erwerben.

Die erworbenen Aktien dirfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, wel-
che die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder welche ihr
nach 88 7l1a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des
Grundkapitals der Gesellschaft tibersteigen.

c) Die Erméchtigung wird mit Ablauf der Hauptversammlung, auf der dartber
beschlossen wird, wirksam und gilt bis zum 24. Juni 2023.

d) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands und innerhalb der sich aus den
aktienrechtlichen Grundsatzen ergebenden Grenzen unter Wahrung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes (8 53a AktG) uUiber die Borse oder auf3erhalb
der Borse, letzteres insbesondere durch ein 6ffentliches Kaufangebot und
auch unter Ausschluss des Andienungsrechts der Aktionare. Bei einem 06f-
fentlichen Kaufangebot kann die Gesellschaft entweder einen Preis oder
eine Preisspanne fur den Erwerb festlegen.



(i)

(ii)

(iii)

(iv)

v)

Erfolgt der Erwerb der Aktien Uber die Borse, darf der gezahlte Kauf-
preis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt des Kur-
ses fir Aktien der Gesellschaft (,mafigeblicher Kurs®) an den letzten
zehn Bdrsenhandelstagen vor dem Erwerb um nicht mehr als 5 %
Uber- oder unterschreiten.

Erfolgt der Erwerb der Aktien auR3erhalb der Borse, darf der gezahlte
Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den malf3geblichen
Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % Uber- oder
unterschreiten.

Der malRgebliche Wert ist bei einem o6ffentlichen Kaufangebot der
Durchschnitt der maR3geblichen Kurse an den letzten zehn Bérsenhan-
delstagen vor dem Tag der 6ffentlichen Ankiindigung des Kaufange-
bots. Das Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen. Ergeben
sich nach der Verdffentlichung eines formellen Angebots nicht uner-
hebliche Abweichungen des Borsenkurses der Aktie der Gesellschaft
gegeniber dem maligeblichen Wert, so kann das Angebot angepasst
werden. Im Falle der Anpassung wird auf den Durchschnitt der maf3-
geblichen Kurse an den letzten zehn Borsenhandelstagen vor der Ver-
offentlichung der Angebotsanpassung abgestellt.

Bei einem Erwerb der Aktien auRerhalb der Bérse in sonstiger Weise
ist der malRgebliche Wert der Durchschnitt der maf3geblichen Kurse an
den letzten zehn Borsenhandelstagen vor dem Tag des Abschlusses
des dem Erwerb zugrundeliegenden Vertrages.

Uberschreitet bei einem o6ffentlichen Kaufangebot die Zeichnung das
Volumen des Angebotes, erfolgt die Annahme nach Quoten. Dabei
kann eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stiickzahlen bis zu 100
Stiuick angedienter Aktien je Aktionar sowie eine Rundung nach kauf-
mannischen Gesichtspunkten unter insoweit partiellem Ausschluss ei-
nes eventuellen Rechts der Aktiondre zur Andienung ihrer Aktien vor-
gesehen werden.

Der Vorstand wird erméachtigt, die aufgrund dieser oder einer vorangegange-
nen Ermachtigung nach 8§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien
mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter Wahrung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes (8§ 53a AktG) zu anderen Zwecken als dem Handel in eigenen
Aktien wieder zu veraufern.

(i)

Die VerauRerung der erworbenen eigenen Aktien kann tber die Borse
erfolgen.



f)

9)

(i)  Daneben kann die VerdauRRerung auch in anderer Weise als Uber die
Borse vorgenommen werden, insbesondere auch zur Erfullung von
durch die Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften einge-
raumten Wandlungs- oder Optionsrechten sowie gegen Sachleistun-
gen etwa zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen oder gewerb-
lichen Schutzrechten.

Eine VerauRRerung aufRerhalb der Borse ist insbesondere auch zulas-
sig, sofern maximal Aktien, die 10 % des Grundkapitals nicht Gber-
schreiten, und zwar sowohl berechnet auf den Zeitpunkt des Wirksam-
werdens dieser Erméchtigung als auch auf den Zeitpunkt der Aus-
Ubung der Erméachtigung, verauf3ert werden und die erworbenen eige-
nen Aktien zu einem Preis verauRRert werden, der den maf3geblichen
Wert von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt
der VeraufRerung nicht um mehr als 5 % (ohne Nebenkosten) unter-
schreitet.

Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals gemal dem vorherigen
Satz ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfallt, die aufgrund
einer anderen entsprechenden Erméchtigung unter Ausschluss des
Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des
8§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bis zu der jeweiligen Austibung der vorlie-
genden Erméchtigung ausgegeben bzw. veraul3ert werden, soweit
eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Als mal3geblicher
Wert gilt dabei der Durchschnitt der Kurse an den letzten zehn Borsen-
handelstagen vor der VerauR3erung der Aktien.

Das Bezugsrecht der Aktionare ist dabei in allen Fallen dieses lit. €) ausge-
schlossen.

Der Vorstand wird des Weiteren ermachtigt, eigene Aktien den Aktionaren
aufgrund eines an alle Aktiondre gerichteten Angebots unter Wahrung des
Gleichbehandlungsgrundsatzes (8 53a AktG) zum Bezug anzubieten. Der
Vorstand kann in diesem Fall mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht fir Spitzenbetrage ausschliel3en.

Der Vorstand wird ferner ermachtigt, die eigenen Aktien mit Zustimmung des
Aufsichtsrats ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen.
Die Einziehung fiihrt zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann abwei-
chend hiervon bestimmen, dass das Grundkapital bei der Einziehung unver-
andert bleibt und sich stattdessen durch die Einziehung der Anteil der Ubri-
gen Stuickaktien am Grundkapital gemanR § 8 Abs. 3 AktG erhoht (vereinfach-
tes Einziehungsverfahren gem. 8 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG). Der Vorstand ist in



11.

h)

diesem Fall zur Anpassung der Angabe der Zahl der Stiickaktien in der Sat-
zung erméchtigt.

Der Aufsichtsrat wird erméachtigt, die aufgrund dieser oder friher erteilter Er-
machtigungen erworbenen eigenen Aktien wie folgt zu verwenden:

Sie kdénnen zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf
Northern Bitcoin-Aktien verwendet werden, die mit Vorstandsmitgliedern der
Northern Bitcoin AG im Rahmen der Regelung zur Vorstandsvergitung ver-
einbart wurden bzw. werden. Insbesondere kénnen sie den Mitgliedern des
Vorstands der Northern Bitcoin AG vom Aufsichtsrat zum Erwerb angeboten
oder mit einer Sperrfrist zugesagt bzw. Ubertragen werden, wobei die Mit-
gliedschaft im Vorstand zum Zeitpunkt des Angebots oder der Zusage be-
stehen muss. Fir neu zu gewédhrende Aktienzusagen betragt die Mindest-
sperrfrist rund vier Jahre und darf friihestens mit Ablauf des zweiten Tages
nach Vertffentlichung der Geschéftsergebnisse im vierten Kalenderjahr
nach dem Zeitpunkt der Zusage enden. Das Bezugsrecht der Aktionare ist
dabei ausgeschlossen.

Die Einzelheiten der Vergtitung fur die Vorstandsmitglieder werden vom Auf-
sichtsrat festgelegt. Hierzu gehéren auch Regelungen tber die Unverfallbar-
keit von Aktienzusagen, die einem Mitglied des Vorstands anstelle eines
Teils der zur Abrechnung kommenden variablen Vergltung (Bonus) gewahrt
werden; ebenso Regelungen Uber die Behandlung von Aktienzusagen in
Sonderfallen, wie etwa bei Pensionierung, Erwerbsunfahigkeit oder Tod, fir
die z.B. ein Barausgleich zum Stichtag des Ausscheidens vorgesehen wer-
den kann.

Die Ermachtigungen unter lit. b) bis h) kénnen ganz oder in Teilbetragen,
einmal oder mehrmals, einzeln oder gemeinsam durch die Gesellschaft, aber
auch durch ihre Konzernunternehmen oder fir ihre oder deren Rechnung
durch Dritte ausgenutzt werden.

Beschlussfassung uber die Erméachtigung zum Einsatz von Derivaten im Rah-
men des Erwerbs und der VerdufRerung eigener Aktien gemaf 8§ 71 Abs. 1 Nr. 8
AktG unter Bezugsrechtsausschluss und Ausschluss des Andienungsrechts
der Aktionére

In Ergénzung der unter Tagesordnungspunkt 10 unter lit. b) bis i) zu beschliel3enden
Erméchtigung zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll eine Er-
machtigung erteilt werden, eigene Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwer-
ben und zu verauRRern.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen:



b)

d)

In Erganzung der unter Tagesordnungspunkt 10 unter lit. b) bis i) zu beschlie-
Benden Erméachtigung zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8
AktG darf der Erwerb von Aktien gemalf3 der unter Tagesordnungspunkt 10
zu beschlieBenden Ermachtigung aul3er auf den dort beschriebenen Wegen
auch unter Einsatz von bestimmten Derivaten durchgefiihrt werden. Mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats kdnnen Optionen veraul3ert werden, die die Ge-
sellschaft zum Erwerb eigener Aktien bei Ausiibung der Option verpflichten
(,Put-Optionen*), Optionen erworben und ausgeubt werden, die der Gesell-
schaft das Recht vermitteln, eigene Aktien bei Austibung der Option zu er-
werben (,Call-Optionen*), Terminkaufvertrage Uber eigene Aktien abge-
schlossen werden, bei denen zwischen Abschluss des Kaufvertrages und
der Lieferung der erworbenen Aktien mehr als zwei Bérsentage liegen (,Ter-
minkaufe"), und eigene Aktien unter Einsatz einer Kombination aus diesen
Derivaten (nachfolgend werden alle vorgenannten Gestaltungen als ,Eigen-
kapitalderivate" bezeichnet) erworben werden.

Alle Aktienerwerbe unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten in Austibung die-
ser Erméchtigung sind dabei auf Aktien im Umfang von hochstens 5 % des
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung Uber diese Er-
machtigung bestehenden Grundkapitals beschrankt. Die Laufzeit eines Ei-
genkapitalderivats darf jeweils 18 Monate nicht Gberschreiten und muss so
gewahlt werden, dass der Erwerb der eigenen Aktien in Ausiibung des Ei-
genkapitalderivats nicht nach dem 24. Juni 2023 erfolgen darf.

Der bei Austibung der Put-Optionen beziehungsweise bei Falligkeit des Ter-
minkaufs zu zahlende Kaufpreis je Aktie (,AusUbungspreis®) darf den
Durchschnitt der Aktienkurse an den letzten 10 Handelstagen vor Abschluss
des betreffenden Derivatgeschéfts, oder sofern die Aktien an der Frankfurter
Wertpapierbdrse nicht zugelassen sind, derjenigen Borse an der in diesen
10 Borsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in
Summe gehandelt wurden, um nicht mehr als 10 % Uberschreiten und um
nicht mehr als 10 % unterschreiten, jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber
unter Bericksichtigung der erhaltenen beziehungsweise gezahlten Options-
pramie.

Eine Austibung der Call-Optionen darf nur erfolgen, wenn der zu zahlende
Kaufpreis den Durchschnitt der Aktienkurse um nicht mehr als 10 % Uber-
schreitet und um nicht mehr als 10 % unterschreitet.

Durch die Bedingungen der Eigenkapitalderivate muss sichergestellt sein,
dass die Eigenkapitalderivate nur mit Aktien bedient werden, die unter Wah-
rung des Gleichbehandlungsgrundsatzes tber die Borse erworben wurden.



e) Werden eigene Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten unter Beach-
tung der vorstehenden Regelungen erworben, ist ein Recht der Aktionare,
solche Derivatgeschéafte mit der Gesellschaft abzuschlie3en, in entsprechen-
der Anwendung von 8§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. Ein Recht
der Aktionare auf Abschluss von Derivatgeschéften besteht auch nicht, so-
weit beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten ein
bevorrechtigtes Angebot fir den Abschluss von Derivatgeschaften bezogen
auf geringe Stiickzahlen an Aktien vorgesehen wird.

Aktiondre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur, soweit die Ge-
sellschaft ihnen gegeniiber aus den Derivatgeschaften zur Abnahme der Ak-
tien verpflichtet ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist aus-
geschlossen.

f) Fur die VerauRerung und Einziehung von Aktien, die unter Einsatz von Ei-
genkapitalderivaten erworben werden, gelten die zu Tagesordnungs-
punkt 10 festgesetzten Regeln.

Zu Tagesordnungspunkt 6:

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 gemaf § 221 Abs. 4 Satz 2 AktGi.V.m.
§ 186 Abs. 4 AktG Uber den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen der Ermachti-
gung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen
und Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n)

a)

Einleitung

Vorstand und Aufsichtsrat bitten die Aktionére der Gesellschaft unter Tagesordnungs-
punkt 6 um eine neue Ermachtigung zur Begebung von Wandelschuldverschreibun-
gen und Optionsschuldverschreibungen sowie von Genussrechten mit oder ohne
Wandlungs- oder Bezugsrecht. Diese Finanzierungsinstrumente kénnen jeweils mit
Umtauschrechten oder Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft versehen werden.
Den Inhabern dieser Umtausch- oder Bezugsrechte wird dadurch die Méglichkeit er-
offnet, Aktien der Gesellschaft zu erwerben, indem sie ihre bereits an die Gesellschaft
erbrachten Leistungen in Eigenkapital umwandeln (Umtauschrecht) oder eine zusatz-
liche Einzahlung in das Eigenkapital der Gesellschaft leisten (Bezugsrecht). Die Ge-
sellschaft kann bei einer Emission auch beschliel3en, dass die begebenen Schuldver-
schreibungen und Genussrechte spater auf Verlangen der Gesellschaft in Aktien der
Gesellschaft zu tauschen sind (Wandlungspflicht). Die Lieferung der Aktien bei Aus-
Ubung der Umtausch- und Bezugsrechte bzw. Erfullung der Wandlungspflicht ist mog-
lich aus bedingtem Kapital, genehmigtem Kapital oder eigenen Aktien. Auch ein Bar-
ausgleich ware mdaglich.



b)

Die Ermachtigung in Tagesordnungspunkt 6 soll in erster Linie dazu dienen, die Ka-
pitalausstattung der Gesellschaft bei Bedarf ziigig und flexibel starken zu kénnen.

Die zum gegenwartigen Zeitpunkt weitgehend offene Festlegung der Bedingungen
fur die Begebung der genannten Finanzierungsinstrumente ermdglicht es der Gesell-
schaft, auf die jeweils aktuellen Marktverhaltnisse angemessen zu reagieren und
neues Kapital zu mdglichst geringen Kosten aufzunehmen. Rein vorsorglich soll mit
der vorgeschlagenen Erméachtigung auch die Mdglichkeit geschaffen werden, diese
Finanzierungsinstrumente wie ein genehmigtes Kapital zum liquiditatsschonenden
Erwerb von Vermogensgegenstanden, insbesondere zum Erwerb von Unternehmen
und Beteiligungen hieran, zu nutzen. In der Praxis durfte diese Verwendung jedoch
von untergeordneter Bedeutung sein.

Bei der Begebung dieser Finanzierungsinstrumente haben die Aktionare der Gesell-
schaft gemal § 221 Abs. 4 AktG grundsatzlich ein Bezugsrecht hierauf.

Mit den unter Tagesordnungspunkt 6 erbetenen Ermachtigungen soll der Gesellschaft
die Moglichkeit erdffnet werden, das Bezugsrecht in bestimmten Fallen auszuschlie-
Ren, wenn dies im Uberwiegenden Interesse der Gesellschaft erforderlich sein sollte.
Im Einzelnen gilt hierbei Folgendes:

Bezugsrechtsausschluss fir Spitzenbetrage

Der Vorstand soll erméchtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-
recht fur Spitzenbetrdge auszuschlielen. Dies kann erforderlich werden, wenn an-
ders ein praktikables Bezugsverhaltnis nicht zu erreichen ist. Die Gesellschaft wird
sich bemuhen, freie Spitzen im Interesse der Aktionare bestmdglich zu verwerten.

Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhéhungen um bis zu 10 %

Fur die Ausgabe von Options- und Wandelschuldverschreibungen sowie fiir Genuss-
rechte, die mit einem Umtausch- oder Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft ver-
sehen sind, soll der Vorstand in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG erméchtigt werden, das Bezugsrecht auszuschlielen, wenn der Ausgabepreis
des jeweiligen Finanzierungsinstruments dessen nach anerkannten Methoden der Fi-
nanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet.
Dieser Bezugsrechtsausschluss kdnnte erforderlich werden, wenn eine Schuldver-
schreibung schnell platziert werden soll, um ein ginstiges Marktumfeld zu nutzen.
Durch den Ausschluss des Bezugsrechts erhalt die Gesellschaft in diesem Fall die
erforderliche Flexibilitat, eine glinstige Bérsensituation kurzfristig zu nutzen.

Die Interessen der Aktionare werden in diesem Fall dadurch gewahrt, dass der Aus-
gabepreis der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert liegt,
wodurch der Wert des ausgeschlossenen Bezugsrechts soweit wie méglich minimiert



d)

wird. Daneben ist diese Ermachtigung auf die in 8 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich
vorgesehene Grenze von 10 % des Grundkapitals beschrankt. Durch diese Vorgaben
sind die Aktionare nach der Vorstellung des Gesetzgebers vor einer zu weitgehenden
Verwasserung ihres Anteilsbesitzes geschlitzt.

Bezugsrechtsausschluss bei rein schuldrechtlichen Genussrechten

Der Vorstand soll ferner mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermachtigt werden, bei der
Ausgabe von Genussrechten, die in ihrer Ausstattung nicht aktiengleich oder aktien-
ahnlich sind, also insbesondere keine Teilhabe am Liquidationserlés gewahren und
bei denen sich die H6he der Ausschittung nicht nach der Hohe des Jahrestiberschus-
ses, des Bilanzgewinns oder der Dividende richtet, und die nicht mit Wandlungs- oder
Bezugsrechten verbunden sind, das Bezugsrecht der Aktionare auszuschlie3en. Un-
ter der Pramisse einer obligationséhnlichen Ausgestaltung der Genussrechte wird die
mitgliedschaftliche Position der Aktionare nicht betroffen; weder das Stimmrecht noch
der anteilige Dividendenanspruch oder der Anteil am Gesellschaftsvermégen wirden
durch eine bezugsrechtslose Genussrechtsemission veréandert. Im Falle eines Be-
zugsrechtsausschlusses mussten die Genussrechte zudem verbindlich zu marktge-
rechten Ausgabebedingungen begeben werden, so dass sich diesbezlglich schon
kein nennenswerter Bezugsrechtswert ergabe. Demgegeniber wird der Vorstand
durch die Mdéglichkeit eines Bezugsrechtsausschlusses in die Lage versetzt, ein nied-
riges Zinsniveau bzw. eine gunstige Nachfragesituation flexibel und kurzfristig fiir eine
Emission zu nutzen. Dadurch ist er in der Lage, das Platzierungsrisiko deutlich zu
reduzieren. Dagegen bestiinde bei einer Genussrechtsemission unter Wahrung des
Bezugsrechts die je nach Marktlage mehr oder weniger groRe Gefahr, dass sich die
einmal festgesetzten Konditionen bis zum Zeitpunkt der tatsachlichen Platzierung am
Markt als nicht mehr marktgerecht erweisen. Die Gesellschaft liefe daher Gefahr, die
Genussrechte gar nicht platzieren zu kénnen, oder aber, diese zu gunstig zu platzie-
ren. Beides ware nicht im Interesse der Gesellschaft oder ihrer Aktiondre. Um dem
Schutzbeddrfnis der Aktionare Rechnung zu tragen, wird der Vorstand jedoch im Ein-
zelfall sorgféltig prifen, ob ein Bezugsrechtsausschluss im Interesse der Gesellschaft
erforderlich ist.

Bezugsrechtsausschluss fiir Verwasserungsschutz

DarlUber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden kénnen, soweit dies
erforderlich ist, um auch den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten ein Be-
zugsrecht zu gewéahren, wie es ihnen zustiinde, wenn sie ihr Umtausch- oder Bezugs-
recht bereits ausgetbt beziehungsweise ihre Wandlungspflicht bereits erfillt hatten.
Finanzierungsinstrumente wie die hier beschriebenen enthalten in ihren Bedingungen
regelmafig eine Verwasserungsschutzklausel fir den Fall, dass die Gesellschaft wei-
tere solcher Finanzierungsinstrumente oder Aktien emittiert, auf die die Aktionare ein
Bezugsrecht haben. Damit der Wert dieser Finanzierungsinstrumente durch solche



f)

MafRRnahmen nicht beeintrachtigt wird, erhalten die Inhaber dieser Finanzierungsin-
strumente in der Regel dadurch einen Ausgleich, dass der Umtausch- oder Bezugs-
preis erméaRigt wird oder dass sie ebenfalls ein Bezugsrecht auf die spater emittierten
Finanzierungsinstrumente oder Aktien erhalten. Um sich insoweit grol3tmdagliche Fle-
xibilitat zu erhalten, soll daher auch fir diesen Fall die Mdglichkeit zum Bezugsrechts-
ausschluss bestehen. Dies dient einer erleichterten Platzierung und damit letztlich der
optimalen Finanzierungsstruktur der Gesellschaft.

Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen

Des Weiteren soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden kénnen, um die jeweili-
gen Finanzinstrumente gegen Sachleistungen begeben zu kénnen. Die Erméchtigung
soll der Gesellschaft die Méglichkeit verschaffen, diese Finanzierungsinstrumente
auch im Zusammenhang mit dem Erwerb von Vermégensgegenstanden einzusetzen.
Dies kann, wie schon aus dem Wortlaut des Beschlussvorschlags hervorgeht, insbe-
sondere beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an
Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf
gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen,
auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finan-
zinstrumenten, praktisch werden. In solchen Féllen bestehen die Verkaufer haufig
darauf, eine Gegenleistung in anderer Form als Geld oder nur Geld zu erhalten. Dann
kann es eine interessante Alternative darstellen, anstelle oder neben der Gewéahrung
von Aktien oder Barleistungen Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungs-
rechten oder Genussrechte anzubieten. Diese Mdglichkeit schafft zusatzliche Flexi-
bilitat und erhéht die Chancen der Gesellschaft bei Akquisitionen.

Sowohl die Ermachtigung zur Ausgabe gegen Sachleistungen als auch ein diesbe-
zlglicher Bezugsrechtsausschluss, sollen jedoch nur dann genutzt werden, wenn der
Erwerb des betreffenden Gegenstands im Uiberwiegenden Interesse der Gesellschaft
liegt und ein anderweitiger Erwerb, insbesondere durch Kauf, rechtlich oder tatsach-
lich nicht oder nur zu ungunstigeren Bedingungen in Betracht kommt. In diesen Féllen
wird die Gesellschaft indes stets priifen, ob ein ebenso geeigneter Weg zum Erwerb
der Sache zur Verfligung steht, der in seinen Auswirkungen weniger stark in die Stel-
lung der Aktionare eingreift. Dem Interesse der Aktionare wird weiter dadurch Rech-
nung getragen, dass die Gesellschaft bei dem Erwerb von Sachleistungen gegen die
Begebung einer Schuldverschreibung und/oder von Genussrechten und/oder die
Ausgabe neuer Aktien verpflichtet ist, sich an Marktpreisen zu orientieren.

Konkrete Plane fur eine Ausnutzung der Erméachtigung zur Ausgabe von Wandel-/Options-
schuldverschreibungen und Genussrechten bestehen derzeit nicht.

Vorstand und Aufsichtsrat werden in jedem Fall sorgféltig prifen, ob die Ausnutzung der Er-

méachtigung im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionéare ist.



Zu Tagesordnungspunkt 10 und Tagesordnungspunkt 11:

Bericht des Vorstands uUber den Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts im
Rahmen der Ermachtigung zum Erwerb und zur Verauf3erung eigener Aktien geman
88 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, Halbsatz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

a)

b)

Einleitung

Der Vorstand hat zu Punkt 10 und Punkt 11 der Tagesordnung gemaR 88 71 Abs. 1
Nr. 8 Satz 5, Halbsatz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht Uber die
Grinde fur den Bezugsrechtsausschluss erstattet. Der Bericht liegt vom Tage der
Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschéaftsraumen der Gesellschaft zur
Einsichtnahme durch die Aktiondre aus. Auf Verlangen wird dieser Bericht jedem Ak-
tionar unverziglich und kostenlos tbersandt. Der Bericht wird wie folgt bekannt ge-
macht:

Erwerb eigener Aktien gemaf § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG

In Punkt 10 der Tagesordnung wird die Gesellschaft erméchtigt, eigene Aktien zu
erwerben, durch Tagesordnungspunkt 11 wird die Méglichkeit des Erwerbs unter Ein-
satz von Eigenkapitalderivaten geregelt.

Deutsche Unternehmen dirfen eigene Aktien in begrenztem Umfang auf Grund einer
besonderen Ermachtigung durch die Hauptversammlung erwerben. Die Laufzeit der
Ermachtigung ist nicht mehr wie friiher auf 18 Monate, sondern auf funf Jahre be-
grenzt. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionére eigene Aktien bis zu einer Hohe von 10 % des derzeitigen
Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Dabei soll der Gesellschaft vorliegend
die Mdglichkeit gegeben werden, eigene Aktien zu allen gesetzlich zulassigen Zwe-
cken zu erwerben, etwa zur Reduzierung der Eigenkapitalausstattung, zur Kaufpreis-
zahlung fir Akquisitionen oder aber, um die Aktien wieder zu veraufern.

Neben dem Erwerb tber die Borse soll die Gesellschaft auch die Mdglichkeit erhalten,
eigene Aktien u.a. durch ein offentliches, an die Aktionare der Gesellschaft zu rich-
tendes Kaufangebot zu erwerben. Der Gesellschaft wird damit gréRere Flexibilitéat ein-
geraumt. In Fallen in denen dies im angemessenen Interesse der Gesellschaft liegt,
soll der Vorstand bei Wahrung der Voraussetzungen des § 53a AktG das Andie-
nungsrecht der Aktionare ausschlief3en kénnen.

Bei dem Erwerb eigener Aktien Uber ein 6ffentliches Kaufangebot ist der aktienrecht-
liche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. Sofern ein 6ffentliches Kaufangebot
Uberzeichnet ist, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Jedoch soll es zulassig
sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis



zu maximal 100 Stick Aktien vorzusehen. Diese Mdglichkeit dient dazu, glatte Er-
werbsquoten festlegen zu konnen und trotzdem kleine Aktienbestande zu beriicksich-
tigen.

Der Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien gibt der Gesell-
schaft die Moglichkeit, einen Ruckkauf zu optimieren. Er soll, wie schon die geson-
derte Begrenzung auf 5 % des Grundkapitals verdeutlicht, das Instrumentarium des
Aktienrickkaufs ergdnzen, aber zugleich auch seine Einsatzmdoglichkeiten erweitern.
Sowohl die Vorgaben fir die Ausgestaltung der Optionen als auch die Vorgaben fir
die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen sicher, dass auch bei dieser Erwerbs-
form den Anforderungen des 8§ 53a AktG Rechnung getragen werden kann. Die Lauf-
zeit der Optionen wird grundsatzlich 18 Monate nicht Ubersteigen.

Bei der VerauRRerung von Put-Optionen wird dem Erwerber der Put-Option das Recht
gewahrt, Aktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option festgelegten Preis, dem
Austibungspreis, an die Gesellschaft zu verau3ern. Als Gegenleistung erhalt die Ge-
sellschaft eine Optionspramie, die unter Beriicksichtigung unter anderem des Aus-
Ubungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilitat der eigenen Aktien dem
Wert des VeraulRerungsrechts entspricht. Wird die Put-Option ausgetibt, vermindert
die Optionspramie, die der Erwerber der Put-Option gezahlt hat, den von der Gesell-
schaft fir den Erwerb der Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausiibung der
Put-Option ist fir den Optionsinhaber in der Regel dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn
der Kurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Auslibung unter dem Aus-
Ubungspreis liegt, weil er dann die Aktie zu dem hdéheren Austibungspreis verkaufen
kann. Aus Sicht der Gesellschaft kann der Aktienriickkauf unter Einsatz von Put-Op-
tionen etwa den Vorteil bieten, dass der Austibungspreis bereits bei Abschluss des
Optionsgeschafts festgelegt wird, wahrend die Liquiditat erst am Auslbungstag ab-
flieRt. Ubt der Optionsinhaber die Option nicht aus, weil der Aktienkurs am Aus-
Uibungstag Uber dem Auslbungspreis liegt, kann die Gesellschaft auf diese Weise
zwar keine eigenen Aktien erwerben, ihr verbleibt jedoch die vereinnahmte Options-
pramie.

Beim Erwerb einer Call-Option erhalt die Gesellschaft gegen Zahlung einer Options-
préamie das Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an eigenen Aktien zu einem vorher
festgelegten Preis, dem Austibungspreis, vom VerauRRerer der Option, dem Stillhalter,
zu kaufen. Die Ausiibung der Call-Option ist fir die Gesellschaft dann wirtschaftlich
sinnvoll, wenn der Kurs der eigenen Aktien tiber dem Ausibungspreis liegt, da sie die
Aktien dann zu dem niedrigeren Ausiibungspreis vom Stillhalter kaufen kann. Zuséatz-
lich wird die Liquiditat der Gesellschaft erst dann mit dem vereinbarten Austibungs-
preis belastet, wenn bei Ausiibung der Call-Option der festgelegte Preis fur die Aktien
gezahlt werden muss.

Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft die Aktien nach der Vereinbarung mit dem
Terminverkéufer zu einem bestimmten, in der Zukunft liegenden Termin zu dem bei



Abschluss des Terminkaufs festgelegten Erwerbspreis. Der Abschluss von Termin-
kaufen kann fur die Gesellschaft sinnvoll sein, wenn sie einen Bedarf an eigenen Ak-
tien zum Termin zu einem bestimmten Preisniveau sichern will.

Die an den Derivatgeschaften nicht beteiligten Aktionare erleiden keinen wesentli-
chen wertmafRigen Nachteil, weil ihre Stellung insoweit der Stellung der Aktionare
beim Aktienriickkauf Uber die Borse, bei dem nicht alle Aktionare tatséchlich Aktien
an die Gesellschaft verkaufen kénnen, entspricht. Sowohl die Vorgaben flr die Aus-
gestaltung der Derivate als auch die Vorgaben fiir die zur Belieferung geeigneten Ak-
tien stellen sicher, dass auch bei dieser Erwerbsform den Anforderungen des § 53a
AktG umfassend Rechnung getragen wird. Insofern ist es, auch unter dem § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG zugrunde liegenden Rechtsgedanken, gerechtfertigt, dass den
Aktiondren kein Recht zustehen soll, solche Derivatgeschafte mit der Gesellschaft
abzuschlieBen. Ein Recht der Aktionare auf Abschluss von Derivatgeschéaften besteht
auch nicht, soweit beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderiva-
ten ein bevorrechtigtes Angebot fiir den Abschluss von Derivatgeschéaften, bezogen
auf geringe Stlickzahlen an Aktien, vorgesehen wird. Der Ausschluss des Bezugs-
und des Andienungsrechts erméglicht es, Derivatgeschafte kurzfristig abzuschliel3en,
was bei einem Angebot zum Abschluss von solchen Derivatgeschéften an alle Aktio-
nare nicht moglich ware.

Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten soll Aktionaren
ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den
Eigenkapitalderivaten ihnen gegeniiber zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. An-
derenfalls ware der Einsatz von Eigenkapitalderivaten im Rahmen des Rickerwerbs
eigener Aktien nicht mdglich, und die damit fur die Gesellschaft verbundenen Vorteile
waren nicht erreichbar. Der Vorstand halt die Nichtgewahrung beziehungsweise Ein-
schrankung des Andienungsrechts nach sorgfaltiger Abwégung der Interessen der
Aktionare und des Interesses der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die sich aus dem
Einsatz von Eigenkapitalderivaten fur die Gesellschaft ergeben kdnnen, fur gerecht-
fertigt.

Verwendungsmadglichkeiten der eigenen Aktien

In Punkt 10 der Tagesordnung wird die Gesellschaft erméchtigt, erworbene Aktien
wieder zu verauBern. Gemaf Tagesordnungspunkt 11 gilt diese Ermachtigung auch
fur die Félle des Erwerbs eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten. Die
Mdoglichkeit zum Wiederverkauf eigener Aktien dient der vereinfachten Mittelbeschaf-
fung. Gemal § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die Hauptversammlung der Gesell-
schaft auch zu einer anderen Form der VeréduRerung als tber die Borse unter Aus-
schluss des Bezugsrechts erméchtigen.

Insbesondere kdnnen die eigenen Aktien entsprechend 8§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu
einem Preis veraul3ert werden, der den Borsenkurs der Aktien der Gesellschaft im



d)

Zeitpunkt der Veraul3erung nicht wesentlich unterschreitet. Die Mdglichkeit einer sol-
chen Veraul3erung liegt im Interesse der Gesellschaft. Sie erlaubt eine schnellere und
kostenguinstigere Platzierung der Aktien als deren Verauf3erung unter entsprechen-
der Anwendung der Regeln eines Bezugsrechts der Aktionare. Den Aktionéren ent-
steht nach der Wertung des Gesetzgebers kein Nachteil, da sie, soweit sie am Erhalt
ihrer Stimmrechtsquote interessiert sind, die entsprechende Anzahl von Aktien jeder-
zeit an der Borse erwerben kdnnen.

Darluber hinaus schafft die Ermachtigung die Mdglichkeit, eigene Aktien als Gegen-
leistung bei dem Erwerb von Unternehmen, von Beteiligungen an Unternehmen oder
von gewerblichen Schutzrechten anbieten zu kénnen. Der internationale Wettbhewerb
und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der Akquisi-
tionsfinanzierung. Die vorgeschlagene Erméchtigung soll der Gesellschaft den not-
wendigen Handlungsspielraum geben, um Akquisitionschancen schnell und flexibel
nutzen zu kénnen.

Ferner ermoglicht es die Ermachtigung, dass die eigenen Aktien den Aktiondren der
Gesellschaft aufgrund eines Angebots, das an alle Aktiondre gerichtet ist und den
Gleichheitsgrundsatz beachtet, zum Bezug angeboten werden. In einem solchen Fall
kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht fir Spitzenbe-
trdge ausschlielRen.

AulRerdem ist die Gesellschaft berechtigt, die gemaf dieser Ermachtigung erworbe-
nen eigenen Aktien auch zur Erfullung von Wandlungs- oder Optionsrechten zu ver-
wenden, die von der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften eingerdumt
wurden. Voraussetzung fir diese Art der Verwendung ist der Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionare.

SchlieBlich sieht die Erméachtigung die Moglichkeit vor, dass die erworbenen eigenen
Aktien ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden kdnnen.

Berichterstattung

Der Vorstand wird der jeweils folgenden Hauptversammlung Uber eine Ausnutzung
dieser Erméachtigung berichten. Zudem gibt die Gesellschaft im Anhang zum jeweili-
gen Jahresabschluss den Bestand an eigenen Aktien der Gesellschaft, den Zeitpunkt
des Erwerbs, die Griinde fir den Erwerb, bei entsprechenden Transaktionen im be-
treffenden Geschaftsjahr auch die jeweiligen Erwerbe oder VerdufRerungen unter An-
gabe der Zahl der Aktien, des Erwerbs- oder VerauRerungspreises sowie die Verwen-
dung des Erléses, an.



Teilnahme an der Hauptversammlung und Austbung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausiibung des Stimmrechts sind nur dieje-
nigen Aktionare berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft angemel-
det haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft in Textform in deutscher oder englischer
Sprache unter der folgenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis spatestens
Montag, den 18. Juni 2018, 24.00 Uhr, zugehen:

Northern Bitcoin AG

c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48

81241 Minchen

Deutschland

Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906-33
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Auslbung des Stimmrechts ist des Weite-
ren nur derjenige Aktionar berechtigt, der seinen Anteilsbesitz der Gesellschaft gegentber
nachweist. Aktionare weisen ihren Anteilsbesitz durch eine entsprechende in Textform in deut-
scher oder englischer Sprache erstellte Bestatigung des depotfiihrenden Kredit- oder Finanz-
dienstleistungsinstituts nach. Der Nachweis muss sich auf Montag, den 4. Juni 2018, 00.00
Uhr (sogenannter Nachweisstichtag), beziehen und muss der Gesellschaft spatestens bis
Montag, den 18. Juni 2018, 24.00 Uhr, unter der vorgenannten Adresse, Telefax-Nummer oder
E-Mail-Adresse zugehen.

Mafgeblich fiir die Teilnahmeberechtigung und den Umfang des Stimmrechts ist ausschliel3-
lich der Anteilsbesitz des Aktionars zu diesem Nachweisstichtag. Erwerb oder VerauRerungen
von Aktien der Gesellschaft nach dem Nachweisstichtag haben flr den Umfang und die Aus-
Ubung des Teilnahme- und Stimmrechts des angemeldeten Aktionars keine Bedeutung. Der
Nachweisstichtag hat keine Bedeutung fir eine eventuelle Dividendenberechtigung.

Stimmrechtsvertretung

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmachtigten, auch durch eine Vereinigung von Aktio-
naren, ausgetbt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Be-
volimachtigung gegentber der Gesellschaft bedirfen der Textform (8 126b BGB). Bevoll-
machtigt ein Aktionar mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von
diesen zurtickweisen. Ein Vollmachtsvordruck befindet sich auf der Rickseite der Eintritts-
karte, die angemeldeten Aktiondren zugeschickt wird und auch im Internet unter
https://northernbitcoin.com/de/ unter der Rubrik ,Investoren“ und ,Hauptversammlung“ zum
Download zur Verfiigung steht.
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Der Nachweis der Bevollméchtigung kann entweder am Tag der Hauptversammlung durch
den Bevollméchtigten vorgewiesen oder der Gesellschaft an folgende Adresse, Telefax-Num-
mer oder E-Mail-Adresse tbermittelt werden:

Northern Bitcoin AG

c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48

81241 Minchen

Deutschland

Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906-55
E-Mail: northernbitcoin@better-orange.de

Bei der Bevollmachtigung eines Kreditinstituts, einer Aktionarsvereinigung oder einer diesen
nach § 135 AktG gleichgestellten Person oder Institution gelten Besonderheiten; die Aktionére
werden gebeten, sich in einem solchen Fall mit dem zu Bevollméachtigenden rechtzeitig wegen
einer von ihm mdglicherweise geforderten Form der Vollmacht abzustimmen.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionaren an, einen von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter mit der Stimmrechtsausiibung zu bevollmachtigen. Die Aktionéare, die dem von
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter eine Vollmacht erteilen méchten, missen
sich fristgerecht zur Hauptversammlung anmelden und den Nachweis des Aktienbesitzes nach
den vorstehenden Bestimmungen fihren. Der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsver-
treter Ubt das Stimmrecht im Fall seiner Bevollmachtigung weisungsgebunden aus. Ohne Wei-
sungen des Aktionars ist der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter nicht zur
Stimmrechtsaustbung befugt. Vollimachten und Weisungen an den von der Gesellschaft be-
nannten Stimmrechtsvertreter bedirfen ebenfalls der Textform. Ein Formular zur Vollmachts-
und Weisungserteilung an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter steht auf
der Internetseite der Gesellschaft unter https://northernbitcoin.com/de/ unter der Rubrik ,In-
vestoren“ und ,Hauptversammlung“ zum Download zur Verfligung.

Aktionare, die den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bereits vor der Haupt-
versammlung bevollmachtigen mdchten, werden zur organisatorischen Erleichterung gebeten,
die Vollmachten nebst Weisungen spatestens bis zum 24. Juni 2018, 24.00 Uhr (Eingang),
postalisch, per Telefax oder per E-Mail an folgende Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse zu Ubermitteln:

Northern Bitcoin AG

c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48

81241 Minchen

Deutschland

Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906-55
E-Mail: northernbitcoin@better-orange.de



Darlber hinaus bieten wir Aktionaren, die sich fristgerecht zur Hauptversammlung angemel-
det, den Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen gefiihrt haben
sowie zur Hauptversammlung erschienen sind, an, den von der Gesellschaft benannten
Stimmrechtsvertreter auch in der Hauptversammlung mit der Ausiibung des Stimmrechts zu
bevollméchtigen.

Antrage und Wahlvorschlage von Aktionéaren

Antrage von Aktionaren gegen einen Vorschlag der Verwaltung zu einem bestimmten Tages-
ordnungspunkt gemaf 8 126 Absatz 1 AktG und Wahlvorschlage von Aktionaren gemaf § 127
AktG sind ausschlieRlich zu richten an:

Northern Bitcoin AG

c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48

81241 Mlnchen

Deutschland

Telefax: +49 (0) 89 / 88 96 906-66
E-Mail: antraege @better-orange.de

Gegenantrage und Wahlvorschlage von Aktionéren, die bis zum 10. Juni 2018, 24.00 Uhr un-
ter dieser Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse eingegangen sind und die weiteren
Voraussetzungen der 88 126, 127 AktG erfillen, und eventuelle Stellungnahmen der Verwal-
tung werden den anderen Aktiondren im Internet unter https://northernbitcoin.com/de/ unter
der Rubrik ,Investoren* und ,Hauptversammlung“ zuganglich gemacht. Anderweitig adres-
sierte Antrédge werden nicht bertcksichtigt.

Informationen zum Datenschutz

Die Northern Bitcoin AG verarbeitet im Rahmen der Durchfihrung der Hauptversammlung fol-
gende Kategorien lhrer personenbezogener Daten: Kontaktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-
Adresse), Informationen Uber lhre Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B.
die Eintrittskartennummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Rahmen der
Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. ¢ Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). Da-
nach ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtméRig, wenn die Verarbeitung zur
Erfullung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die Northern Bitcoin AG ist rechtlich
verpflichtet, die Hauptversammlung der Aktionare durchzufihren. Um dieser Pflicht nachzu-
gehen, ist die Verarbeitung der oben genannten Kategorien personenbezogener Daten uner-
l&sslich. Ohne Angabe lhrer personenbezogener Daten kénnen Sie sich nicht zur Hauptver-
sammlung anmelden.

Fur die Datenverarbeitung ist die Northern Bitcoin AG verantwortlich. Die Kontaktdaten des
Verantwortlichen lauten:



Northern Bitcoin AG
Thurn-und-Taxis-Platz 6

60313 Frankfurt am Main

Tel.: +49 069 34 87 52 25

Fax: +49 069 34 87 52 96

E-Mail: info@northernbitcoin.com

Personenbezogene Daten, die Sie betreffen, werden grundsatzlich nicht an Dritte weitergege-
ben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese von der
Northern Bitcoin AG zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchfiihrung der
Hauptversammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische Hauptversamm-
lungsdienstleister, wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwaélte oder Wirtschaftsprfer. Die Dienst-
leister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der fur die Erbringung der
Dienstleistung notwendig ist.

Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu 3 Jahre (aber nicht weniger als 2
Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann geléscht, es sei denn,
die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Antragen, Ent-
scheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich.

Sie haben das Recht, Uber die personenbezogenen Daten, die Gber Sie gespeichert wurden,
auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusatzlich haben Sie das Recht, auf Berichti-
gung unrichtiger Daten, das Recht, die Einschrankung der Verarbeitung von zu umfangreich
verarbeiteten Daten zu verlangen und das Recht auf Léschung von unrechtmaliig verarbeite-
ten bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen Daten (soweit dem keine gesetzliche
Aufbewahrungspflicht und keine sonstigen Griinde nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO entgegenste-
hen). Dariiber hinaus haben Sie das Recht auf Ubertragung samtlicher von lhnen an uns tiber-
gebene Daten in einem gangigen Dateiformat (Recht auf ,Datenportabilitat”).

Zur Auslbung lhrer Rechte geniigt eine entsprechende E-Mail an info@northernbitcoin.com.

Dartiber hinaus haben Sie auch das Recht zur Beschwerde bei einer Datenschutzaufsichts-
behorde.

Frankfurt am Main, im Mai 2018

Northern Bitcoin AG
Der Vorstand


mailto:info@northernbitcoin.com
mailto:info@northernbitcoin.com

	1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses nebst Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017 und des Berichts des Aufsichtsrats
	2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2017
	3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017
	4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2018
	6. Beschlussfassung über die Aufhebung der Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts gemäß den Vorgaben des Beschlusses der Hauptversammlung vom 24. April 2015 sowie über eine neue E...
	7. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2015/II sowie über die Schaffung des Bedingten Kapitals 2018 samt entsprechender Satzungsänderung
	8. Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung der Ermächtigung zur Gewährung von Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft an Mitglieder des Vorstands und Arbeitnehmer der Gesellschaft sowie an Mitglieder der Geschäftsführungen und Arbeitnehmer von...
	9. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2015/I samt entsprechender Satzungsänderung
	Zu Tagesordnungspunkt 6:
	Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts im Rahmen der Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5, Halbsatz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

	________________________________________________________________________
	Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des Stimmrechts

